
 
Änderungstarifvertrag Nr. 11 

 
vom 10. November 2021 

 
zum Tarifvertrag 

über die betriebliche Altersversorgung 
der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 

(Tarifvertrag Altersversorgung - ATV) 
 

vom 1. März 2002 
 
 
 

Zwischen 
 
 
der Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat, 
 
der Tarifgemeinschaft deutscher Länder, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,  
 
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA), 
vertreten durch den Vorstand, 
 

einerseits 
 
 

und 
 
 
……. *) 
 
 

andererseits 
 
 
wird Folgendes vereinbart: 
 

*) a) ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), 
vertreten durch den Bundesvorstand, 
 
diese zugleich handelnd für 
- Gewerkschaft der Polizei, 
- Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt, 
- Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, 
 

 b) dbb beamtenbund und tarifunion, vertreten durch die Bundesleitung 
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§ 1 

Änderung des ATV 
 
Der Tarifvertrag über die betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung - ATV) vom 1. März 2002, zuletzt geän-
dert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 10 vom 8. Juni 2017, wird wie folgt geändert: 
 
 
§ 20 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 
„(1) 1Der Zusatzversorgungseinrichtung sind alle für die Prüfung des Anspruchs auf 

Betriebsrente notwendigen Angaben zu machen und die erforderlichen Nach-
weise beizubringen. 2Die Zusatzversorgungseinrichtung fordert die für die Fest-
stellung des Eintritts des Versicherungsfalls und die Berechnung der Betriebs-
rente erforderlichen Daten elektronisch durch gesicherte und verschlüsselte Da-
tenübertragung von den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung an. 3Dies 
gilt nach Rentenbeginn auch für die Prüfung des Anspruchs auf Betriebsrente 
dem Grunde und der Höhe nach. 4Soweit eine elektronische Datenübertragung 
der erforderlichen Daten nicht möglich ist, besteht die Verpflichtung nach Satz 1 
insoweit fort. 5Die Zusatzversorgungseinrichtung informiert die Betriebsrentenbe-
rechtigten über die elektronische Datenübertragung. 6Die Satzung der Zusatzver-
sorgungseinrichtung regelt den Zeitpunkt, von dem an die Daten erstmals elekt-
ronisch bei den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung angefordert wer-
den.“ 

 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. 
 
 
 
Berlin, den 10. November 2021 
 
 

Für die 
Bundesrepublik Deutschland: 

Der Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat 
Im Auftrag 
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Für die 

Tarifgemeinschaft deutscher Länder: 
Der Vorsitzende des Vorstandes 

 
 
 
 

Für die 
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände: 

Der Vorstand 
 
 
 
 

Für 
 
 
 


